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Ein möglicher Standort in Idylle
Gestern Abend wurde der Triesenberger Gemeinderat über die geplante Privatklinik für Stresserkrankungen informiert. Gaflei könnte 
ein möglicher Standort für die «Clinicum Alpinum» sein. Noch ist alles offen – der Triesenberger Vorsteher würde den Bau aber begrüssen. 

BETTINA STAHL-FRICK

TRIESENBERG. Gleich zu Beginn sei-
ner Sitzung liess sich gestern
Abend der Triesenberger Gemein-
derat über das Projekt «Clinicum
Alpinum» informieren. Dabei ging
es nicht um Entscheide. Vielmehr
war es für den Gemeinderat eine
Orientierung. Denn wo die Klinik
für Stressfolgeerkrankungen ge-
baut werden soll, ist noch offen. Si-
cher ist nur, dass die Klinik gebaut
werden soll: «Wir sind  zuversicht-
lich», sagt Initiant und Facharzt für
Psychiatrie und Psychotherapie,
Marc Risch. «Wir möchten aber
nicht unserer Standortevaluation,
die noch im Gange ist, vorgreifen.»
Er und seine Frau hätten zwi-
schenzeitlich mehrere interessan-
te Optionen in Liechtenstein und
der Schweiz der Vorprüfung unter-
ziehen können. «Dabei sind wir er-
freulicherweise auf ein reges Inte-
resse und eine breite Zustimmung
potenzieller Standortgemeinden
unserem Projekt gegenüber ge-
stossen», freut sich Marc Risch. 

Bewilligungsverfahren läuft

Genaueres über das Projekt
möchte Marc Risch zu diesem

Zeitpunkt nicht sagen, da das
Projektbewilligungsverfahren
bei der Regierung derzeit noch
nicht abgeschlossen ist. «Sobald
dieses vorliegt, werden wir über
die geplante Klinik informieren»,
so Marc Risch. Er gehe davon
aus, dass dies in wenigen Wo-
chen der Fall ist. 

Für den Triesenberger Vorste-
her Hubert Sele steht auf alle
Fälle jetzt schon fest: «Ich würde
den Bau dieser Klinik auf Gaflei
sehr begrüssen», sagt er auf An-
frage. Einerseits sei Gaflei ein
wunderschöner Ort in Liechten-
stein, der früher schon für Ruhe
und Erholung bekannt war. Und
andererseits sei das idyllische
Berggebiet komplett erschlos-
sen. Somit würde einem Bau
nichts mehr im Wege stehen.
Nur eine Bedingung hat der Vor-
steher: «Die Architektur muss in
die alpine Landschaft passen.» 

40 Betten geplant

Das Klinikangebot soll sich
primär an eine Privatklientel
richten und überschaubar blei-
ben. Marc Risch geht derzeit von
rund 250 Patienten jährlich aus.
Möglich und sinnvoll wären laut

dem Initiant 40 Betten. Entspre-
chend geht er davon aus, mit der
privaten Klinik bis zu 40 Arbeits-
plätze schaffen zu können – da-
runter Ärzte und Psychologen,
therapeutisches Personal, aber
auch Hotellerie und Verwal-
tungsangestellte. 

Marc Risch ist von der Not-
wendigkeit einer solchen Ein-
richtung überzeugt. Seine Erfah-
rungen zeigen, dass Time-out
und Präventionsprogramme für
Unternehmen und deren Mitar-
beitenden ein Bedürfnis ist. In
der Region gebe es kein ver-
gleichbares Klinikprojekt, das
sich ausschliesslich auf die sta-
tionäre Behandlung von Stress-
folgeerkrankungen für ein Pri-
vatklientel konzentriert. 

Häufigste Krankheit

Die Weltgesundheitsorganisa-
tion rechnet damit, dass im Jahr
2030 Stressfolgeerkrankungen
wie Depression und Burnout die
häufigsten Krankheiten darstel-
len werden. Allein in der Schweiz
sind diese Erkrankungen in den
vergangenen zehn Jahren um 27
Prozent gestiegen – jährlich sind
70 000 Menschen betroffen. Ent-

sprechende Behandlungsange-
bote gibt es in Liechtenstein be-
reits heute und werden auch ge-
nutzt. «Wer an einer Stressfolge-
erkrankung leidet – so zeigen un-
sere Erfahrungen – sucht in
erster Linie einen Arzt oder  The-
rapeuten seines Vertrauens», so
Marc Risch. 

Ein zentraler und naturnaher
Standort sei für seine geplante
Klinik ausserdem ein wesentli-
cher Bestandteil des Gesamtkon-
zeptes. Es sei wichtig, dass der
Standort den Klienten ein
Höchstmass an Privatsphäre und
eine enge Verbindung zur Natur
bietet. «Wir gehen davon aus,
dass dies aus diesem Grund
auch für liechtensteinische
Klienten in Frage kommt, die
zudem Wohnort- respektive Hei-
matnähe in einer solch schwie-
rigen Phase suchen», sagt Marc
Risch. 

«Neben liechtensteinischen
zusatzversicherten Patientinnen
und Patienten wird sich das ge-
plante Klinik-Projekt darüber 
hinaus auch an zusatzversicher-
te Klienten aus Deutschland,
Österreich und der Schweiz rich-
ten.»
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Marc Risch, der Initiant des Projekts, ist von der Notwendigkeit 
seiner geplanten Klinik überzeugt. 

Ein geschichtsträchtiger Ort
GAFLEI. Der Standort Gaflei hat
einen geschichtsrächtigen Hinter-
grund – ein kurzer Rückblick: An-
lässlich seiner Sitzung vom 2. No-
vember 2004 hatte der Vaduzer
Gemeinderat beschlossen, das
Alphotel Gaflei abzubrechen. Mit
diesem Beschluss, der auf Antrag
der «Arbeitsgruppe Gaflei» unter
dem Vorsitz von Bu ̈rgermeister
Karlheinz Ospelt zustande kam,
ging eine lange Odyssee zu Ende.
Der Abbruch der gemeindeeige-
nen Liegensschaft wurde schon
während der Amtszeit der Bur̈ger-
meister Hilmar Ospelt und Arthur
Konrad diskutiert. Allerdings hat

man im Laufe von rund 40 Jahren
die Hoffnung nie ganz aufgegeben,
das Alphotel könnte eines Tages
doch noch rentieren. 1955 erwarb
die Gemeinde Vaduz das alte, le-
gendäre Alphotel Gaflei. Anfang
der Sechzigerjahre wurde das bis
dahin florierende Gasthaus abge-
rissen. Stattdessen entstand ein
Hotelkomplex aus Beton, welcher
1966 eröffnet wurde. Aufgrund der
schlechten Auslastung wurde be-
reits drei Jahre später ein Gutach-
ten in Auftrag gegeben, das die Zu-
kunft des Alphotels klären sollte.
Eine Kabinenbahn, wie sie im Gut-
achten von Prof. Kaspar aus St.

Gallen empfohlen wurde, konnte
aus finanziellen Gru ̈nden nicht
realisiert werden. Stattdessen wur-
den ein Hallenbad, eine Sauna,
eine Kegelbahn und eine Minigolf-
anlage gebaut. In den Sechziger-
und Siebzigerjahren führten ver-
schiedene Pächter und Geschäfts-
füḧrer das Hotel mehr oder weni-
ger erfolglos. Die Gemeinde Vaduz
musste hohe Verluste hinnehmen.
Das Hotel war in den Achtziger-
und Neunzigerjahren immer wie-
der längere Zeit geschlossen. Von
1992 bis 1995 wurde das «Gaflei»
zum symbolischen Pachtzins von
einem Franken pro Jahr verpach-

tet. Nachdem fu ̈r die Gemeinde
Vaduz von 1990 bis 1997 erneut
ein Ausgabenüberschuss von rund
einer halben Million Franken re-
sultierte, verpachtete sie das Hotel
ab 1998 zum Jahrespachtzins von
60 000 Franken an die Internatio-
nale Akademie für Philosophie
(IAP). Gleichzeitig übertrug sie die
Unterhaltskosten an die Pächterin.
Vier Jahre später, im Februar 2003,
sah sich die IAP gezwungen, den
Pachtvertrag aufzulösen und aus-
zuziehen, nachdem sie neben der
Pacht noch etwa 460 000 Franken
fur̈ Investitionen und Reparaturen
aufgewendet hatte.

Herausforderung direkte Demokratie
Die direkte Demokratie hat sowohl positive wie auch negative Seiten – das zeigt das Beispiel der Schweiz, dem Musterland der 
direkten Demokratie weltweit. Ein Hauptproblem der direkten Demokratie in der Schweiz ist der schwache Minderheitenschutz.

ANGELA HÜPPI

BENDERN. Während vier Abenden
hatte sich das Liechtenstein-In-
stitut im Februar mit dem
Thema direkte Demokratie be-
fasst. Beim letzten Vortrag ges-
tern Abend ging es um das Mus-
terbeispiel der direkten Demo-
kratie: die Schweiz. Dass die di-
rekte Demokratie zwar viele
positive, aber eben auch einige
negativen Seiten hat, zeigte Adri-
an Vatter, Direktor des Instituts
für Politikwissenschaft an der
Universität Bern, in seinem Vor-
trag auf. 

Sonderfall Schweiz

Die direkte Demokratie ist in
der Schweiz besonders tief ver-
wurzelt: Es gilt das Prinzip, dass
alle wichtigen Entscheidungen
dem Volk zur Abstimmung vor-
gelegt werden. Der Volksent-
scheid geniesst höchste Legiti-
mität – das wirkt sich auch auf
die Regierungsarbeit aus. Diese
funktioniert in der Schweiz nach
dem Prinzip der Konkordanz:
Die verschiedenen Parteien sind
in der Regierung gemeinsam
vertreten und erarbeiten zusam-
men Lösungen. So soll bereits im

Vorfeld verhindert werden, dass
gegen eine Entscheidung der Re-
gierung das Referendum ergrif-
fen wird. «Weltweit ist das politi-
sche System der Schweiz ein
Sonderfall», so Adrian Vatter. 

Effizientere Wirtschaft

Der Sonderfall Schweiz bringt
viele positive Auswirkungen mit
sich. So führt beispielsweise die
Möglichkeit eines kantonalen Fi-
nanzreferendums dazu, dass ef-
fizienter gewirtschaftet wird. Stu-
dien von Politökonomen zeigen,
dass Kantone, in denen die Mög-
lichkeit eines Finanzreferendums
besteht, eine höhere Wirtschafts-
kraft haben als solche ohne diese
Möglichkeit. Zudem ist die Steu-
erbelastung dort geringer und es
werden weniger Steuern hinter-
zogen: «Wer mitbestimmen
kann, wofür wie viel Geld ausge-
geben wird, ist eher bereit, seine
Steuern zu bezahlen.» 

Dass Bürgerinnen und Bürger,
die in einem Land mit einer star-
ken direkten Demokratie leben,
glücklicher sind, konnte zwar bis-
her nicht bewiesen werden. Sie
sind aber zufriedener mit dem
politischen System. Und wo die
Bürger sich direkt-demokratisch

beteiligen können, haben sie
auch ein höheres politisches Inte-
resse. «Das sind wichtige Neben-
effekte der direkten Demokratie,
die ihren gesellschaftlichen Nut-
zen illustrieren», so Adrian Vatter. 

«Endlager ja, aber nicht bei mir»

Probleme können in einer di-
rekten Demokratie entstehen,
wenn es um grosse Infrastruktur-
projekte geht. Hier gibt es laut
Vatter ein Dilemma: «Oft befür-
worten Bürger zwar öffentliche
Infrastrukturleistungen mit posi-
tivem Nutzen für die Allgemein-

heit; wenn diese allerdings in
ihrer unmittelbaren Nähe entste-
hen sollen, stimmen sie dage-
gen.» So will man beispielsweise
ein Endlager für Atommüll, aber
nicht in seiner Umgebung – St.
Floriansprinzip heisst dieses Phä-
nomen. Trotzdem habe die direk-
te Demokratie einen entscheide-
nen Vorteil: «Direktbetroffene ak-
zeptieren auch bei Niederlagen
den Mehrheitsentscheid.» 

Der dunkle Schatten

Von einem «dunklen Schat-
ten» sprach Adrian Vatter be-

züglich des Umgangs der direk-
ten Demokratie in der Schweiz
mit Minderheiten. Als Beispiele
nannte er die Minarettinitiative
oder die Ausschaffungsinitiati-
ve. Allerdings müsse differen-
ziert werden – das Schweizer
Stimmvolk ist nicht allen Min-
derheiten gegenüber skeptisch
eingestellt. 

So gab es in der Schweiz bei-
spielsweise insgesamt 17 Ab-
stimmungen zu den Rechten re-
ligiöser Minderheiten. Davon
wurden alle 12, die eine jüdische
oder christliche Minderheit be-
trafen, zugunsten der Minder-
heit entschieden, während alle
fünf, die eine muslimische Min-
derheit betrafen, zu deren Un-
gunsten entschieden wurden.
«Minderheiten, die andere
Grundwerte als die Schweizer
haben und die als schlecht inte-
griert gelten, werden in der
Schweiz eher ausgeschlossen»,
sagte Vatter. 

Zudem gebe es Unterschiede
bei den Stimmberechtigten: So
stimmen beispielsweise Städter,
Welsche, Junge, Frauen und
Menschen mit einer höheren Bil-
dung eher für Minderheiten,
während Menschen aus ländli-

chen Gebieten, Deutschweizer
und Tessiner, Männer, Ältere und
Menschen mit mit einem niedri-
geren Bildungsstand die Anlie-
gen von Minderheiten eher ab-
lehnen. 

Volk und Parlament sind uneins

Adrian Vatter sprach auch von
einem «zunehmenden Elite-
Basis-Konflikt» in der Schweiz:
Besonders in Fragen der Auslän-
derpolitik und der aussenpoliti-
schen Öffnung klaffen die Mei-
nungen von Parlament und Volk
auseinander. Das erkläre auch die
Annahme der Masseneinwande-
rungsinitiative am 9. Februar:
Hier trafen beide Themen in
einer Abstimmung zusammen. 

Die tendenziell skeptische
Einstellung gegenüber Auslän-
dern ist ein Problem: Minderhei-
ten sind in der Schweiz ungenü-
gend geschützt. Durch die feh-
lende Verfassungsgerichtsbarkeit
können sie sich gegen Mehr-
heitsentscheide kaum wehren.
Und um einen Minderheiten-
schutz einzuführen, bräuchte es
eine Volksabstimmung – ein Di-
lemma, aus dem die Schweiz
wohl auch in den kommenden
Jahren keinen Weg finden wird. 

Bild: Elma Korac

Politologe Adrian Vatter sprach über Licht- und Schattenseiten
der direkten Demokratie in der Schweiz.


